
Auffällig und höchst erschreckend:  TTIP (Transatlantic Trade and 
Investment Partnership) wird unter strikter Geheimhaltung 
und hinter verschlossenen Türen verhandelt – selbst Politiker 
dürfen nur auf nachhaltiges Drängen hin und nur mit einem Blei-
stift ausgestattet einzelne Papiere einsehen – strengste Geheim-
haltung.

Die trotzdem nach außen gedrungenen Einzelheiten sind ebenfalls 
zutiefst erschreckend:

TTIP erstreckt sich auf alle Gebiete der Gesellschaft:   
Wirtschaft, Kultur, Gesundheitssystem, Wohnungsbau, Verbraucher-
schutz, Umwelt, Landwirtschaft… 

TTIP legt Regierungen „in Handschellen und beraubt sie der politi-
schen Handlungsmöglichkeiten“ (Margaret Chan, Generaldirektorin 
der Weltgesundheitsorganisation):  geheime Schiedsgerichte (ISDS) 
machen es großen Konzernen möglich, mit Hilfe internationaler An-
waltskanzleien ganze Staaten mit exorbitanten Klagen unter Druck zu 
setzen und die Gesetze einzelner Staaten durch hohe Klagesummen 
auszuhebeln, wenn sie eine Schmälerung ihres Profits durch nati-
onale Regelungen erwarten. TTIP sieht in einem solchen Fall keine 
Berufung gegen die Entscheidung der Schiedsgerichte vor. Dies alles 
bedeutet die Aushebelung demokratischer Grundlagen. So können 
mit TTIP Konzerne gegen die Verbesserung von Umweltstandards 
klagen, weil diese ihren Profit verkleinern.

Schon jetzt sind Regierungen und Parlamente durch bilaterale Ab-
kommen und die darin verankerten ISDS-Klauseln faktisch in ihrem 
demokratischen Entscheidungsspielraum eingeschränkt: so hat der 
schwedische Energiekonzert Vattenfall vor einem Schiedsgericht in 
Washington den deutschen Staat auf 5 Mrd. Euro Entschädigung für 
den Atomausstieg verklagt.  

TTIP hebelt das Vorsorge-Prinzip aus, weil es u. a. Mehrkosten  
für die Industrie bedeutet: In Europa muss jede Firma, die ein neues 
Produkt auf den Markt bringt, vorweisen, dass dieses Produkt un-
bedenklich für die Verbraucher ist. In Amerika ist dies nicht so. Erst 
wenn ein Schaden entstanden ist, kann dort gehandelt werden. 

TTIP verändert die wissenschaftliche Definition zur Einschätzung der 
Gefährlichkeit eines Prozesses oder Stoffes: Wenn die Gefährlichkeit 
nicht 100%ig bewiesen werden kann, gilt er als ungefährlich. 

TTIP bedroht Arbeitsplätze – dies belegen Erfahrungen mit anderen 
Freihandelsabkommen wie z.B.  NAFTA (1994 in Kraft ge-treten). Es 
hat in den USA bis zu 5 Mio. Arbeitsplätze vernichtet. 
TTIP ist ein Angriff auf die Kultur: Staatliche Förderung würde mit 
TTIP als Wettbewerbsverzerrung gelten. Mit TTIP besteht die Gefahr, 
dass Kultur nicht mehr unabhängig und allen zugänglich sein wird.  
Durch das TTIP würden 800 Millionen der reichsten Konsumenten ei-
ner gemeinsamen Freihandelszone angehören. Damit präferieren sich 

die USA und die EU gegenseitig als Handelspartner vor allen anderen 
Staaten. Nach einer Studie würde die Verschiebung der Handelsströme 
für die afrikanischen Staaten eine Verminderung des Pro Kopf Einkom-
mens von 2-5% bedeuten. Besondere Bedeutung kommt dem Sektor zu, 
in dem die USA bisher Zugangsprobleme nach Europa haben – der Land-
und Ernährungswirtschaft. So ist besonders im Bereich der Agrarproduk-
te mit einem Verdrängungswettbewerb zu Lasten der Exportländer des 
Südens zu rechnen.
Eine sog. Ratchet-Klausel besagt zudem, dass einmal vorgenommene 
Privatisierungen nicht mehr rückgängig gemacht werden dürfen.  

l	Ein Hauptziel von TTIP ist die weitere Privatisierung von Dienst-		
	 leistungen (z. B. Wasserversorgung) Eine sog. Ratchet-Klausel soll 		
einmal vorgenommene Privatisierungen– also Rekommunali- 
	 sierungen – unumkehrbar machen.
l	Aber in TTIP geht es nicht nur um gegenwärtige Regelungen:  
	 Der Vertrag soll fortlaufend – und zwar von nicht demokratisch 		
	 legitimierten Gremien – überarbeitet werden. („living agreement“). 		
Ein supranationales Gremium unbestimmter Zusammensetzung 		
soll den Vertrag ständig darauf abklopfen,  ob weitere  Deregulie- 
	 rungen möglich sind. Es ist also ein lebendiges Vertragswerk, auf 		
dessen Veränderungen die Staaten keinen Einfluss mehr nehmen 		
können und dem sich dann unterwerfen müssen.
l	Aber auch mit der Regulatorischen Zusammenarbeit bleiben die 		
Interessen der Bürgerinnen und Bürger auf der Strecke. Denn hier 		
werden nationale Gesetze als Erstes darauf geprüft, ob sie nicht 		
den Profit der international tätigen Konzerne schmälern und ob 		
sie es dann überhaupt  bis in die Parlamente zur Beratung schaffen.

weiter auf der Rückseite ›››

TTIP und CETA – Arbeitsrechte und  
Arbeitsbedingungen unter Druck!!!

Es gibt eine Behauptung, die wiederholen viele Politiker gern. Handels-
abkommen, so lautet sie, sind grundsätzlich gut für Land und Leute. Das 
sagt Bundeskanzlerin Angela Merkel ebenso wie Wirtschaftsminister 
Sigmar Gabriel oder die EU Kommissarin Cecilia Malmström, und alle 
fügen dann in immer neuen Varianten hinzu: Fürchtet Euch nicht! Es 
ist richtig, auch künftig Abkommen abzuschließen, mit den Kanadiern, 
den Amerikanern oder noch ganz anderen Ländern. Kurz gefasst: Das 
geplante europäisch-amerikanische Abkommen TTIP wird gut.

Aber wie sieht die Realität aus?

Arbeitnehmern auf beiden Seiten des Atlantiks stehen unter den 
Voraussetzungen der sogenannten Freihandelsabkommen TTIP und 
CETA schwere Zeiten bevor, und sie müssen sich auf Arbeitslosigkeit, 
die Zunahme ungesicherter Arbeitsverhältnisse und sinkenden Sozial-
schutz einstellen. TTIP wird dazu beitragen, die Folgen der gescheiterten 
Sparpolitik zu verschärfen und die Flexibilisierung auf dem Arbeits-

markt voranzutreiben. Nur durch den bedingungslosen Schutz der 
Gewerkschaftsrechte und Vereinigungsfreiheit kann das Einkom-
mensgefälle wirksam bekämpft werden. Leider wurden in den 
USA bisher nur zwei der ILO (Internationale Arbeitsorganisation) 
Kernarbeitsnormen ratifiziert und die Rechte der Arbeitnehmer 
werden nach wie vor durch die gewerkschaftsfeindliche Gesetzge-
bung verletzt. In Chattanooga, Tennessee wurden die Arbeitneh-
mer des VW-Werkes durch die Einflussnahme des Unternehmens 
und der Politik daran gehindert, einen Betriebsrat zu gründen. Die 
wichtigen europäischen Errungenschaften in den Arbeitsbeziehun-
gen - wie das Mitbestimmungsrecht - drohen mit TTIP unterwan-
dert zu werden.

Was sagen die Gewerkschaften?
Hierzu schreibt der DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann: „Einen 
Dumping-Wettbewerb, bei dem Staaten und Unternehmen sich Vor-
teile über Sozial- und Umweltschutzdumping verschaffen, lehnen 
wir ab. Deshalb muss im Rahmen des Handelsabkommens darauf 
hingewirkt werden, Mitbestimmungsrechte, Arbeits-, Gesundheits- 
und Verbraucherschutz- sowie Sozial- und Umweltstandards zu 
verbessern. Für uns ist die Einhaltung der ILO- Kernarbeitsnor-
men nicht verhandelbar. Wir werden nicht zulassen, dass zentrale 
Errungenschaften wie die Mitbestimmung oder die Rechte in der 
Betriebsverfassung verhandelt und damit eingeschränkt wer-
den.“	

Unser Fazit: 
Im Idealfall böte TTIP die Chance, uns im Bereich der Arbeits- 
rechte weg vom Ansatz des „kleinsten gemeinsamen Nen-
ners“ zu bewegen und den Menschen in den Mittelpunkt des 
Abkommens zu stellen. Doch leider werden Verpflichtungen 
des Arbeitnehmerschutzes meist nur als Anhängsel der 
Handelsbestimmungen angesehen und nicht als Vorausset-
zung für ein gemeinsames, stabiles Wachstum. Leider wird 
es immer unwahrscheinlicher, dass TTIP für die Umsetzung 
dieser Ziele die richtige Bühne bietet.
Land und Kommunen, Arbeitnehmer und Verbraucher würden 
durch das Abkommen erhebliche Nachteile haben. Tritt TTIP 
in Kraft, werden mühsam erkämpfte Rechte, Standards und 
Schutzmechanismen über Bord geworfen, nur damit Konzer-
ne noch mehr Profit machen. Aufträge der öffentlichen Hand 
sollen künftig transatlantisch ausgeschrieben und Tariftreue-
Gesetze ausgehebelt werden. Die Handwerker vor Ort, die 
kleinen und mittleren Unternehmen in der Region und ihre 
Angestellten werden in die Röhre gucken.



TTIP 
Gefahr für die 
Demokratie!!!

TTIP beSiegen!

WARNUNG: 
TTIP gefährdet
Arbeitsplätze

Bündnis STOP TTIP Siegerland
Aktiv werden und TTIP beSiegen!
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Daher

 
Wir brauchen stattdessen einen neuen Ansatz, der offene 
Märkte erhält, aber gleichzeitig dafür sorgt, dass die Bevöl-
kerung von der Handelspolitik profitiert. Der jahrzehntelan-
gen Globalisierung der Märkte muss endlich eine globale 
Förderung von sozialen Rechten folgen. Dem Druck auf 
Arbeitsbedingungen und Löhne durch verstärkte Konkurrenz 
und Produktionsverlagerung muss eine weltweite Stärkung 
von Arbeitnehmerrechten und eine gerechte Verteilungs-
politik entgegengesetzt werden.
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